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Vereinssatzung des BioIndustry e.V. 

 

 

§ 1 Name und Sitz 

1. Der Verein, der in das Vereinsregister eingetragen werden soll, führt den Namen 
„BioIndustry e. V“.  

2. Sitz des Vereins ist Dortmund.  

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck 

Der Verein bezweckt unmittelbar die Förderung der Biotechnologie, in all ihren An-
wendungsfällen in Wissenschaft, Forschung, Weiterbildung sowie insbesondere der 
Anwendung und Förderung der Anwendung. Dieser Satzungszweck wird u.a. ver-
wirklicht durch: 

 Stärkung der Biotechnologie und den für die Anwendung wichtigen Technologien 
in der Wissenschafts- und Wirtschaftsregion Ruhrgebiet, 

 Förderung des Dialoges zwischen allen Interessierten an der Biotechnologie und 
den für die Anwendung wichtigen Technologien,  

 Förderung der Zusammenarbeit und des Wissenstransfers zwischen den Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen und der Industrie der Region, 

 Initiierung von Gemeinschaftsprojekten und Projektkooperationen sowie beglei-
tende Unterstützung und Koordination von Projekten, 

 Beratung und Begutachtung von Gemeinschaftsprojekten, 

 Sicherung der Grundlagen- und angewandten Forschung durch verstärkte indust-
rielle Nachfrage,  

 Förderung des Bewusstseins über die Bedeutung der Patent- und anderer 
Schutzrechte, 

 Förderung der biotechnologischen Wirtschafts- und Industrieentwicklung in der 
Region, 

 Hilfestellung bei der Umsetzung innovativer Entwicklungen, Ideen und Konzepte 
in marktfähige Produkte, 

 Hilfestellung bei der Ausgründung von Forschungsaktivitäten in Unternehmen 
und Förderung der Motivation für potentielle Unternehmensgründungen, 
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 Anregungen zu aktuellen Arbeits- und Forschungsprojekten der Hochschulen, 
anderer Forschungseinrichtungen, 

 Anregung zu neuen Lehrveranstaltungen, die aktuelle industrielle Anforderungen 
bezüglich der Biotechnologie und den für die Anwendung wichtigen Technologien 
berücksichtigen, 

 wissenschaftliche Weiterbildung, Schulung und Qualifizierung im Bereich der Bio-
technologie und den für die Anwendung wichtigen Technologien, 

 Unterstützung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 

 Organisation und Durchführung von Informationsveranstaltungen wie z.B. Kon-
gresse, Arbeitsgespräche, Symposien und Besichtigungen zur Biotechnologie 
und den für die Anwendung wichtigen Technologien, 

 Öffentlichkeitsarbeit zur Verbreitung von Kenntnissen über die Biotechnologie 
und den für die Anwendung wichtigen Technologien in der Fachwelt und in der 
Bevölkerung. 

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

 

 

§ 4 Mitglieder 

Der Verein hat ordentliche Mitglieder und Ehrenmitglieder. 

1. Ordentliche Mitglieder des Vereins können werden: 

a).  Hochschulen und Forschungseinrichtungen der Region,  

b). Unternehmen, die im Bereich Biotechnologie, den für die Anwendung wichti-
gen Technologien sowie verwandten Fachgebieten tätig sind, 

c). die Industrie- und Handelskammern, 

d). regionale wirtschaftsfördernde Einrichtungen , 

e). beratende Einrichtungen, soweit sie im Bereich der Biotechnologie, den für die 
Anwendung wichtigen Technologien sowie verwandten Fachgebieten tätig 
sind, 
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f). Jede natürliche Person, die den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort 
Ruhrgebiet im Bereich Biotechnologie, den für die Anwendung wichtigen 
Technologien sowie verwandten Fachgebieten unterstützt, 

g). Sonstige juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts 

2. Über die Aufnahme entscheidet nach schriftlichem Antrag der Vorstand nach 
freiem Ermessen. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem An-
tragsteller bzw. der Antragstellerin Gründe mitzuteilen. Der abgelehnte Bewerber 
hat das Recht binnen 4 Wochen nach der schriftlichen Ablehnung durch den Vor-
stand, die Mitgliederversammlung anzurufen, die dann endgültig über eine Auf-
nahme entscheidet. 

3. Alle ordentlichen Mitglieder haben gleiche Rechte. Sie unterstützen den Verein 
bei der Durchführung seiner Aufgaben und haben die Pflicht, die festgesetzten 
Mitgliedsbeiträge pünktlich zu bezahlen. 

4. Auf Vorschlag des Vorstandes können von der Mitgliederversammlung Ehrenmit-
glieder gewählt werden. Diese haben kein Stimmrecht und zahlen keine Mit-
gliedsbeiträge. 

 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Auflösung, Ausschluss oder Austritt sowie 
durch Streichung von der Mitgliederliste. 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der 
Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine 
Kündigungsfrist von drei Monaten zum Jahresende einzuhalten ist. 

3. Wenn ein Mitglied Antrag auf Einleitung des Insolvenzverfahrens stellt oder seine 
Rechtsfähigkeit verliert oder schuldhaft in grober Weise die Interessen des Ver-
eins verletzt, kann es durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausge-
schlossen werden. Vor der Beschlussfassung hat der Vorstand dem Mitglied Ge-
legenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme zu geben. 

Der Beschluss des Vorstands ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied per 
Einschreiben mit Rückschein zugehen zu lassen. Gegen den Beschluss kann 
das Mitglied Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung ist 
innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand einzule-
gen. Der Vorstand hat binnen eines Monats nach fristgemäßer Einlegung der Be-
rufung eine Mitgliederversammlung einzuberufen, die abschließend über den 
Ausschluss entscheidet. 

4. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestri-
chen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung 
von Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen 
werden, wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung drei Monate verstri-
chen sind und in dieser Mahnung die Streichung angedroht wurde. Der Be-
schluss des Vorstands über die Streichung ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 
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§ 6 Mitgliedsbeiträge 

1. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. 

2. Höhe und Fälligkeit der Jahresbeiträge wird durch die Mitgliederversammlung 
festgesetzt. Die Mitgliederversammlung kann eine Finanz- und Beitragsordnung 
beschließen. 

3. Der Vorstand kann in besonderen Fällen Beiträge ganz oder teilweise stunden 
oder erlassen, beziehungsweise im Rahmen eines Sonderrechts von einer Bei-
tragspflicht absehen. Die Mitgliederversammlung ist darüber zu informieren. 

4. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit. 

5. Das Stimmrecht eines Mitglieds ruht so lange, wie es mit dem Beitrag in Rück-
stand ist. 

6. Mitglieder, die im Laufe eines Geschäftsjahres neu aufgenommen werden, zah-
len den vollen Jahresbeitrag. Der Beitrag wird mit der Mitgliedsaufnahme sofort 
fällig. 

7. Etwaige Spendenbeiträge müssen vor Ablauf des Kalenderjahres eingegangen 
sein, für das sie bestimmt sind. 

8. Die Beendigung der Mitgliedschaft befreit das Mitglied gegenüber dem Verein 
nicht von den fälligen geldlichen Verpflichtungen, die bis dahin entstanden sind. 

 

 

§ 7 Vermögen 

1. Der Haushaltsplan des Vereins wird vom Vorstand unter Berücksichtigung des 
Finanzbedarfs für das nächstfolgende Jahr aufgestellt. Nicht verausgabte Beträ-
ge werden auf neue Rechnung vorgetragen. Mittel für die Zukunft dürfen vom 
Verein im Rahmen des § 58 Nummern 6 und 7 der Abgabenordnung angesam-
melt werden. 

2. Der Jahresabschluss für das jeweils abgelaufene Geschäftsjahr wird durch zwei 
von der Mitgliederversammlung zu bestimmende Rechnungsprüfer geprüft. Der 
Prüfungsbericht wird der Mitgliederversammlung vorgelegt. 

 

 

§ 8 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind: 

 Die Mitgliederversammlung (§9) 

 Der Vorstand (§10) 
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§ 9 Mitgliederversammlung 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. 

2. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für die folgenden Angelegenheiten 
zuständig: 

 Festlegung der Mitgliedsbeiträge, 

 Grundsätze des Arbeitsprogramms, 

 Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächs-
te Geschäftsjahr,  

 Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands, Entlastung des Vor-
stands, 

 Beschluss über den Jahresabschluss, 

 Wahl und Abberufung zweier  Rechnungsprüfer, 

 Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

 Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung 
des Vereins und über dessen Vermögen, 

 Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss 
des Vorstands oder einem abgelehnten Aufnahmeantrag, 

 Berufung eines Beirats,  

 Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

3. Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Halbjahr, findet die ordentliche 
Mitgliederversammlung statt. Jede Mitgliederversammlung wird vom Vorstand 
unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen schriftlich durch Rundschreiben un-
ter Angabe der Tagesordnung und des Tagungsortes einberufen. Die Frist be-
ginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tage. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letz-
te vom Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. 
Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

4. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung 
beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Die 
Versammlungsleiterin bzw. der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitglieder-
versammlung die Ergänzung bekanntzugeben. Über den Antrag auf Ergänzung 
der Tagesordnung beschließt die Mitgliederversammlung. 

5. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, 
wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglie-
der dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 
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6.  

a) Die Mitgliederversammlung wird von dem bzw. der ersten Vorsitzenden, bei de-
ren bzw. dessen Verhinderung von der bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden 
geleitet. Ist keines dieser Vorstandsmitglieder anwesend, bestimmt die Mitglie-
derversammlung die Versammlungsleiterin bzw. den Versammlungsleiter. 

b) Die Art der Abstimmung bestimmt die Versammlungsleiterin bzw. der Versamm-
lungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drit-
tel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

c) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der 
ordentlichen Mitglieder anwesend oder vertreten ist. Ist die Versammlung nicht 
beschlussfähig, so ist nach dem Ablauf von zwei Wochen eine zweite einberufe-
ne Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden stimm-
berechtigten Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

d) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige 
Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der 
abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

e) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhal-
ten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten, so 
findet zwischen den beiden Kandidatinnen und / oder Kandidaten, die die meis-
ten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann diejenige 
bzw. derjenige, die bzw. der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet das Los, das vom Versammlungsleiter zu ziehen ist. 

f) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das von der Versammlungsleiterin bzw. dem Versammlungsleiter und der Proto-
kollführerin bzw. dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

7. Das Mitglied kann seine Stimmrechte auf Dritte übertragen. Der Dritte hat auf Ver-
langen des Versammlungsleiters di e Stimmrechtsübertragung schriftlich nachzu-
weisen. 

8. Der Vorstand kann Beschlüsse der Mitglieder im schriftlichen Umlaufverfahren 
und unter Berücksichtigung von §9, Abs. 6 d herbeiführen. Die Entscheidungen 
des Umlaufverfahrens sind gültig, wenn alle ordentlichen Mitglieder ihre Zustim-
mung zu dem Beschluss schriftlich erklärt haben. 

 

 

§ 10 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus bis 12 Mitgliedern aus den Bereichen Wirtschaft, Wis-
senschaft und Infrastruktur; in der Regel in paritätischer Besetzung. 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt, die Wiederwahl ist zulässig. Sie bleiben bis zur Neuwahl des Vorstands 
im Amt. Die Wahl des Vorsitzenden und seiner beiden Stellvertreter/Innen erfolgt 
einzeln. Vorstandsmitglieder können nur ordentliche Mitglieder des Vereins sein. 
Ergänzend kann der Vorstand der Mitgliederversammlung weitere Personen zur 
Wahl in den erweiterten Vorstand vorschlagen. Diese Personen beraten den Vor-
stand und haben bei den Vorstandsitzungen kein Stimmrecht. 
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2. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat 
insbesondere folgende Aufgaben: 

a)  Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung  
 der Tagesordnung; 

b)  Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

c)  Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresab-
schluss; 

d)  Beschlussfassung über die Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

3. Der Vorstand kann eine Geschäftsordnung ergänzend zur Satzung erlassen. Von 
Vorstandssitzungen und dort gefaßten Beschlüssen des Vorstands ist ein Proto-
koll anzufertigen. 
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglie-
der anwesend oder per Stimmrechtsübertragung vertreten sind. 

4. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende und seine Stellvertreter 
(geschäftsführender Vorstand). Für eine rechtswirksame Verpflichtung des Ver-
eins bedarf es der Unterschrift zweier Mitglieder dieses Vorstandes. 

5. Der Vorstand kann zur Unterstützung seiner Arbeit Ausschüsse einrichten. Die 
Ausschüsse haben die in ihr Fach fallenden Aufgaben zu erörtern und dem Vor-
stand Empfehlungen zu geben. 

6. Der Vorstand kann eine/n hauptamtliche/n Geschäftsführer/in bestellen. Diese/r 
nimmt an der Arbeit des Vorstandes vollberechtigt teil und ist besondere/r Vertre-
ter/in nach § 30 BGB. Er/sie ist befugt, im Rahmen seiner/ihrer Zuständigkeiten 
den Verein alleine zu vertreten. Näheres regelt die Geschäftsordnung. Ist kein 
hauptamtlicher Geschäftsführer bestellt, nimmt die Aufgaben ein BGB-
Vorstandsmitglied wahr. 

7. Über Sitzungen und Versammlungen der Organe ist unter Angabe des Ortes und 
der Zeit der Versammlung ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungslei-
ter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Im Protokoll sind die gefassten 
Beschlüsse unter Angabe des Abstimmungsergebnisses festzuhalten. Über die 
Genehmigung der Niederschrift ist in der nächsten Sitzung oder Versammlung 
Beschluss zu fassen. 
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§ 11 Der Beirat 

1. Die Mitgliederversammlung kann einen Beirat berufen. Der Beirat berät den Vor-
stand. 

2. Der Beirat besteht aus Personen der Wirtschaft, der Wissenschaft, des öffentli-
chen Lebens und der Verwaltung, die im Sinne der Ziele des Vereins tätig wer-
den. 

3. Der Beirat trägt aufgrund seiner Kenntnisse und Erfahrungen zur Erfüllung der 
Vereinsziele bei. Er gewährt dem Vorstand und dem Geschäftsführer fachliche 
Unterstützung und bildet aus aktuellen Anlässen kurzfristig Arbeitsgruppen. 

4. Die Beiratsmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitglieder-
versammlung berufen. Ihre Zahl sollte 5 nicht unterschreiten und 15 nicht über-
schreiten. 

5. Die Amtsperiode beträgt 2 Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Für ein vorzeitig aus-
geschiedenes Mitglied kann nur für den Rest der Amtszeit eine Nachfolgerin bzw. 
ein Nachfolger bestimmt werden. 

6. Der Beirat kann eine Geschäftsordnung ergänzend zur Satzung erlassen. Er 
wählt aus seiner Mitte einen Sprecher oder eine Sprecherin. 

7. Der Beirat tagt mindestens einmal jährlich. Die Beiratssitzungen werden mit einer 
Frist von mindestens vier Wochen unter Bekanntgabe von Ort und Zeit durch den 
Beiratssprecher einberufen. Die Einladung beinhaltet eine Tagesordnung. Der 
Beirat ist ebenfalls einzuberufen, wenn es der Vorstand des Vereins oder ein 
Drittel der Beiratsmitglieder unter Angabe von Gründen beantragen. 

8. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte seiner Mitglieder an-
wesend ist. Ist ein Mitglied an der Teilnahme verhindert, so ist eine Vertretung 
zulässig. 

9. Der Beirat entscheidet mit der Mehrheit seiner anwesenden Mitglieder. 

10. Voten und Empfehlungen sind zu protokollieren und von dem Sprecher / der 
Sprecherin und der protokollführenden Person zu unterzeichnen. 

 

 

§ 12 Kuratorium 

1. Der Verein kann ein Kuratorium einrichten, welches repräsentative Aufgaben 
übernimmt und als Schirmherr für das regionale Projekt „BioIndustry“ fungiert. 
Das Kuratorium ist kein Organ des Vereins. 

2. Ihm gehören der Vorstandsvorsitzende des BioIndustry e.V. an, des weiteren 
sollten vertreten sein der Hauptgeschäftsführer der IHK zu Dortmund, der Ober-
bürgermeister der Stadt Dortmund und der Landrat des Kreises Unna. Diese Mit-
glieder dienen ausschließlich dazu, dem BioIndustry e.V. die Anerkennung zu 
verschaffen, die er benötigt, um anerkannter Lobbyist für seine Mitglieder zu sein. 
Das Kuratorium hat das Recht, weitere „repräsentative Mitglieder“ in das Kurato-
rium in Abstimmung mit dem Vorstand zu berufen,  

3. Die Mitglieder des Kuratoriums brauchen nicht Vereinsmitglied zu sein.  
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4. Das Kuratorium entscheidet autonom. Jedes Kuratoriumsmitglied hat das Recht, 
zu seiner Beratung Fachleute, etc. einzuladen, die an der Beratung mit beraten-
der Stimme mitwirken können. „Repräsentative Kuratoriumsmitglieder“ haben das 
Recht, an allen Beratungen der Gremien des BioIndustry e.V. teilzunehmen. 

5. Das Kuratorium berät außerdem den Vorstand bei seinen Angelegenheiten. 

6. Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden.  

 

 

§ 13 Geschäftsstelle  

1. Um die Ziele und Aufgaben des Vereins weiterzuentwickeln und zu realisieren, 
kann der Vorstand eine Geschäftsstelle errichten und betreiben. 

2. Das operative Geschäft wird von der Geschäftsstelle wahrgenommen. Die Ge-
schäftsstelle wird vom geschäftsführenden Vorstandsmitglied oder einem bestell-
ten Geschäftsführer geleitet. Vertrauliche Informationen aus dem operativen Ge-
schäft über die Belange Dritter (Geschäftsunterlagen, Projektunterlagen etc.) dür-
fen nicht ohne Zustimmung des Leiter der Geschäftsstelle sowie die ausdrückli-
che Zustimmung der Betroffenen weitergegeben werden. 

 

 

§ 14 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur von der Mitgliederversammlung mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der anwesenden ordentlichen Mitglieder 
beschlossen werden. 

2. Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer eigens zu diesem Zweck einberu-
fenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

3. Diese Mitgliederversammlung ist nur beschlussfähig, wenn zwei Drittel der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Ist die Versammlung nicht be-
schlussfähig, so ist nach dem Ablauf von zwei Wochen eine zweite, zum gleichen 
Zweck einberufene Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einla-
dung hinzuweisen. 

4. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
zwecks Verwendung für die Förderung von Wissenschaft und Forschung. Einzel-
heiten beschließt die Mitgliederversammlung. 

5. Beschlüsse über die künftige Verwendung des nach Tilgung aller Verbindlichkei-
ten verbleibenden Restvermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzam-
tes durchgeführt werden. 

6. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der bzw. die ers-
te Vorsitzende und der bzw. die stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertre-
tungsberechtigte Liquidatoren. 
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§ 15 Salvatorische Klausel 

Für den Fall, dass eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein sollte, finden 
die gesetzlichen Regelungen über das Vereinsrecht des BGB Anwendung. 

 

 

§ 16 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit dem Tag ihrer Eintragung ins Vereinsregister in Kraft. 

 
Die vorliegende Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 26.05.2015 ver-
abschiedet. 


